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b) „Der vom Vorstand für das Geschäftsjahr 2013 vorgelegte Ab-

schluss wird angenommen; der Geschäftsabschluss ist damit

festgestellt.“

c) „Der Vorstand der SELBSTHILFE wird für das Geschäftsjahr

2013 entlastet.“

d) „Der Aufsichtsrat der SELBSTHILFE wird für das Geschäfts-

jahr 2013 entlastet.“

Die Beschlussfassung erfolgte einstimmig.

Personelle Veränderungen im Vorstand der
SELBSTHILFE Pensionskasse
Das langjährige Mitglied im Vorstand der Kasse, Michael Wro-

bel, ist mit Wirkung zum 1. Juli 2014 in Ruhestand gegangen

und hat zum gleichen Zeitpunkt von der geschäftsführenden in

die  ehrenamtliche Vorstandstätigkeit gewechselt.

Seit dem 1. September 1998 ist Michael Wrobel für das Un-

ternehmen tätig und wurde mit Wirkung zum 4. April 2000 zum

geschäftsführenden Mitglied des Vorstands der Kasse berufen.

Er verantwortet die Ressorts Kapitalanlagen, Personal und

 Öffentlichkeitsarbeit. Michael Wrobel wird auch künftig mit sei-

ner langjährigen Erfahrung auf dem Gebiet der betrieblichen Al-

tersversorgung die Arbeit im Vorstand der Kasse unterstützen. 

Mit Wirkung zum 20. Mai 2014 wurde Stephan Sander zum

hauptamtlichen Vorstandsmitglied der Kasse berufen. Stephan

Sander ist seit dem 1. Januar 2011 als Hauptabteilungsleiter für

die Bereiche Kapitalanlagen und Rechnungswesen zuständig. 

Durch seine langjährige Berufserfahrung im Finanzsektor und

in der betrieblichen Altersversorgung ist die Kontinuität in der

weiteren Entwicklung der Kasse gewährleistet.

Die Amtszeit des ehrenamtlichen Vorstandsmitglieds Dirk

Puspas ist am 19. Mai 2014 vertragsgemäß abgelaufen. Dirk Pu-

spas gehörte dem Vorstand der Pensionskasse fünf Jahre als

ehrenamtliches Mitglied an. Von 2007 bis 2009 war er Mitglied

im Aufsichtsrat. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates, Thomas

Vortkamp, dankt Dirk Puspas für die geleistete Arbeit.

Der Dienstvertrag mit Christof Heinrich wird vertragsgemäß

am 30. Juni 2015 auslaufen. Der Aufsichtsrat hat beschlossen,

den Vertrag mit Christof Heinrich vom 1. Juli 2015 an um weite-

re fünf Jahre zu verlängern.

Dem Vorstand gehören an: Christof Heinrich, Stephan San-

der, Willy Schmitz und Michael Wrobel.

Satzungsänderungen
Die Vertreterversammlung hat folgende Satzungsänderungen

beschlossen:

§ 12 Abs. 1

Diese Satzungsregelung soll künftig lauten wie folgt:

„1. Der Aufsichtsrat besteht aus sieben Mitgliedern. Hiervon

werden
n sechs durch Wahl von der Vertreterversammlung,
n einer vom Deutschen Caritasverband

bestellt. Erneute Wahl bzw. erneute Bestellung ist möglich.“

Hintergrund ist die Absicht des Deutschen Caritasverbandes,

künftig nur noch eine Persönlichkeit statt bisher drei Personen in

den Aufsichtsrat der SELBSTHILFE Pensionskasse zu entsen-

den. Dies macht eine Änderung des § 12 Abs. 1 erforderlich. 

§ 12 Abs. 4

Diese Satzungsregelung soll künftig lauten wie folgt:

„4. Als Mitglied des Aufsichtsrates kann nicht gewählt bzw. nicht

bestellt werden,
n wer in einem Beschäftigungsverhältnis mit dem Versiche-

rungsverein steht oder stand;
n wer Beschäftigter oder Mitglied eines Organs oder eines

sonstigen Gremiums einer vergleichbaren Versicherungsein-

richtung ist.“

Hintergrund ist, dass ausgeschlossen wird, dass weder ehema-

lige hauptamtliche Vorstandsmitglieder (siehe Corporate Gover-

nance Codex) noch ehemalige Mitarbeiter dem Aufsichtsrat an-

gehören.

§ 19 Abs. 6

Diese Satzungsregelung soll wie folgt ergänzt werden:

„6. Im Übrigen gelten die jeweiligen Bestimmungen der Allge-

meinen Versicherungsbedingungen zur Überschussbeteiligung

und die Regelungen des § 56b VAG.“

Diese Änderung erfolgt auf Vorschlag der BaFin. 

Die Änderungen wurden im Vorwege mit der BaFin abge-

stimmt und von der Aufsichtsbehörde für genehmigungsfähig

erachtet. 

Bericht zu Tarif- und Versicherungsfragen
a) Krankenversicherung der Rentner

Seit dem Urteil des Bundessozialgerichts vom 31. März 2011

zur Unterscheidung von Rentenleistungen einer Direktversiche-

rung, ob sie vom Arbeitgeber oder vom Mitarbeiter finanziert

sind, sind die Anteile einer Rente, die der Mitarbeiter finanziert

hat, nicht mehr beitragspflichtig in der Kranken- und Pflegever-

sicherung der Rentner. Das formale Kriterium ist die Versiche-

rungsnehmer-Eigenschaft, die auf den Mitarbeiter übergeht, so-

bald dieser die Versicherung mit eigenen Beiträgen finanziert.

Da bei der SELBSTHILFE jedes Mitglied zugleich Versiche-

rungsnehmer ist, wäre allein aus Gründen der Gleichbehandlung

eine Angleichung der Rechtsprechung von Pensionskasse und

Direktversicherung erforderlich. In der Folge müsste das für alle

Durchführungswege betrieblicher Altersversorgung gleicherma-

ßen gelten, ein Wettbewerb der Durchführungswege hinsichtlich
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Erwartungen an den 5. Armuts- und
 Reichtumsbericht der Bundesregierung

Position des Deutschen Caritasverbandes

Der Deutsche Caritasverband (DCV) begrüßt es, dass die Erar-

beitung des 5. Armuts- und Reichtumsberichts wie in der Ver-

gangenheit wieder durch ein wissenschaftliches Gutachtergre-

mium und durch einen Beraterkreis begleitet wird. Der Verband

bedankt sich für die frühzeitige Einbeziehung. 

An den 5. Armuts- und Reichtumsbericht hat die Caritas fol-

gende Erwartungen: 

1. Der Deutsche Caritasverband plädiert dafür, dass im 5. Ar-

muts- und Reichtumsbericht der analysierende Teil – ein-

schließlich der Daten zur Entwicklung des Armutsrisikos und

anderer relevanter Daten zur Erfassung der Lebenslage –

vom wertenden politischen Teil, der konkrete Bewertungen

der Situation und politische Lösungsmöglichkeiten benennt,

getrennt wird. Damit könnte der Bericht eine höhere Akzep-

tanz und Glaubwürdigkeit erreichen. Mit der Erarbeitung des

analysierenden Teils sollte zukünftig ein unabhängiges, wis-

senschaftliches Expertengremium beauftragt werden. Der

bewertende politische Teil sollte weiterhin in Verantwortung

der Bundesregierung bleiben. 

2. Der Deutsche Caritasverband regt an, in den Bericht einen

zusätzlichen Teil aufzunehmen, in dem von Armut betroffe-

ne Menschen selbst Einblick in ihre Lebenslage geben und

Änderungsbedarfe aus ihrer Sicht benennen. Als Verfasser

 eines solchen Kapitels wäre die Nationale Armutskonferenz

geeignet.

3. Ein Armuts- und Reichtumsbericht kann nur dann etwas be-

wirken, wenn er ernsthaft und öffentlich mit Expert(inn)en

und Vertreter(inn)n der Zivilgesellschaft diskutiert wird. Dazu

ist der Beraterkreis ein geeignetes Gremium. Dieser ist in der

Vergangenheit hingegen nur ungenügend beteiligt worden.

Der DCV bittet darum, dass im Beraterkreis nach Erstellung

eines ersten Entwurfs des Berichts eine substanzielle Dis-

kussion geführt wird und von Regierungsseite zu den Vor-

schlägen der Berater(innen) auch konkret Stellung genom-

men wird. 

4. Für die Bewertung der Entwicklung von Armut und Reich-

tum in Deutschland ist es essenziell, Daten in Zeitreihen vor-

liegen zu haben. Deshalb ist die Fortführung der Indikatoren

aus den letzten Berichten sehr wichtig.

5. Die aktuellen Grundsicherungsleistungen und insbesondere

ihre Auswirkung auf die Lebenssituation von Menschen, die

von diesen Leistungen leben, müssen umfassend darge-

stellt werden. Insbesondere ist auf der Grundlage von Ver-

gleichsrechnungen und Plausibilitätsprüfungen bei relevan-

ten Gütergruppen zu erheben, inwieweit die nach dem Sta-

tistikmodell ermittelte derzeitige Höhe der Grundsicherung

zur Sicherung eines soziokulturellen Existenzminimums und

zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben reicht. 

6. Um zusätzlich zu überprüfen, ob die Grundsicherungsleis-

tungen ihren Auftrag erfüllen, ein Leben zu ermöglichen, das

nicht zu weit weg ist vom mittleren Lebensstandard in der

Gesellschaft, schlägt die Caritas einen neuen Indikator vor.

Dieser zeigt, in welchem Verhältnis je nach Haushaltstyp die

Grundsicherungsleistungen zum Medianeinkommen stehen.

Mit der Zeit kann man dann erkennen, ob sich die beiden

Werte voneinander abkoppeln oder ob das Verhältnis kon-

stant bleibt. 

7. Das Armutsrisiko von Kindern und Jugendlichen ist in

Deutschland nach wie vor höher als von Menschen anderer

Altersgruppen. Der neue Bericht muss einen spezifischen

Teil enthalten, welche Maßnahmen die Bundesregierung er-

greifen will, um die Situation von Kindern und ihren Familien

zu verbessern. Ein spezifischer Fokus ist dabei auf die Situa-

tion von Alleinerziehenden zu legen.

8. Der Deutsche Caritasverband fordert die Bundesregierung

auf, sich auch in der aktuellen Armutsberichterstattung mit

der Nichtinanspruchnahme von Hilfeleistungen („verdeckte

Armut“) auseinanderzusetzen. Entsprechende Forschungs-

berichte müssen zur Auswertung aktueller Datengrundlagen

in Auftrag gegeben werden. 

9. Für den Ausstieg aus der Armut ist es essenziell, das The-

ma Mobilitätsbedarfe spezifisch zu bewerten. Der Deutsche

Caritasverband erwartet, dass es auch im aktuellen Bericht

wieder ein eigenes Kapitel geben wird, das dieses Thema

behandelt. 

10. In Deutschland gibt es einen hohen Anteil an Personen, die

ohne beruflichen Bildungsabschluss sind. Der Bericht sollte

ein Kapitel darüber enthalten, wie die aktuelle Entwicklung

ist und was die Bundesregierung zur Bekämpfung des Pro-

blems unternimmt. 

11. Die Arbeitslosigkeit war in den letzten Jahren erfreulicher-

weise rückläufig. Dennoch ist die Zahl der Personen, die
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seit Einführung des SGB II dauerhaft arbeitslos sind, sehr

hoch. Vor diesem Hintergrund ist es besonders wichtig, die

Forschungsergebnisse zur Situation von Langzeitarbeitslo-

sen mit Vermittlungshemmnissen in den Bericht aufzuneh-

men. 

12. Der Niedriglohnsektor hat sich in Deutschland auf einem ho-

hen Niveau verfestigt. Der Deutsche Caritasverband ist des-

halb der Ansicht, dass ein Armuts- und Reichtumsbericht

nicht nur auf Grundlage von Datenquellen wie EVS, SOEP,

EU-SILC und Mikrozensus fußen darf, sondern eine empiri-

sche Untersuchung der Lebenslagen von Niedriglohnbe-

schäftigten durchzuführen ist, die neben der Einkommenssi-

tuation auch andere Aspekte der Lebenswirklichkeit dieser

Menschen einbezieht. Diese Personengruppe ist in den ge-

nannten Panels unterrepräsentiert. Der DCV regt an, hier ei-

nen Forschungsauftrag für die Fortführung beziehungswei-

se Wiederaufnahme des Niedrigeinkommenspanels zu ver-

geben, welches 2002 eingestellt wurde. 

13. Die Zahl der Asylbewerber(innen) hat in den vergangenen

Monaten zugenommen. Der 5. Armuts- und Reichtumsbe-

richt muss die Lebenswirklichkeit von Asylbewerber(inne)n

und Menschen in Duldung in Deutschland im Analyseteil

ausführlich darstellen und im politischen Teil Lösungen auf-

zeigen. Die Bundesregierung ist aufgefordert, die Lebensla-

gen auch der Menschen zu erfassen, die in den bisher be-

rücksichtigten Datensätzen nicht registriert werden. Hierzu

sind entsprechende Forschungsaufträge zeitnah zu verge-

ben.

14. Wohnungslosigkeit und -knappheit ist in Teilen Deutsch-

lands ein zunehmendes Problem. Der 5. Armuts- und Reich-

tumsbericht sollte sich auch mit dem Anstieg der Mieten in

Städten, dem teilweisen Trend einer Gentrifizierung und dem

Rückgang der Wohnraumförderung auseinandersetzen. Die

Caritas regt die Erstellung einer bundesweiten Wohnungs-

notfallstatistik an, um den tatsächlichen Umfang und die

Hintergründe von (drohender) Wohnungslosigkeit und man-

gelhafter Wohnungsversorgung noch besser zu erfassen.

15. Die Abhängigkeit von Leistungen zur Grundsicherung im Al-

ter hat in den letzten Jahren zugenommen. Der Bericht soll-

te ein spezifisches Kapitel zur Entwicklung der Altersarmut

enthalten. Ein besonderes Augenmerk sollte dabei auch auf

das Thema soziale Teilhabe von alten Menschen gelegt wer-

den. 

16. Sozial benachteiligte Menschen sind von bestimmten

Krankheiten nach wie vor stärker betroffen als andere und

verfügen über weniger Bewältigungsstrategien. Der Bericht

muss sich in einem Kapitel dem Zusammenhang von Ge-

sundheit und Armut widmen und Lösungsansätze aufzei-

gen. Ein besonderer Fokus muss dabei auch auf die Ge-

sundheitsversorgung von Personen mit ungeklärtem Aufent-

haltsstatus und von Asylbewerber(inne)n gelegt werden. 

17. Für die Armuts- und Reichtumsberichterstattung ist die Wie-

deraufnahme der seit 2004 unterbrochenen Überschul-

dungsforschung – unter Einbeziehung der durch die Über-

schuldungsstatistik ermittelten Daten – notwendig. Nur

durch kontinuierliche wissenschaftliche Studien, die alle

Verschuldungsarten berücksichtigen, können die geeigne-

ten politischen Instrumente entwickelt werden, um der

Überschuldungsproblematik effektiv zu begegnen.

18. Der Bericht sollte verstärkt die Bedingungen und Maßnah-

men herausarbeiten, die Teilhabechancen im Kontext von

Straffälligkeit beziehungsweise nach Haftentlassung beför-

dern. Die Datenlage über die Lebenssituation und Teilhabe

von Straffälligen und Entlassenen ist derzeit unvollständig.

Eine wissenschaftliche Evaluation der Projekte zum Über-

gangsmanagement ist notwendig. 

Freiburg/Berlin, den 9. Januar 2015

Deutscher Caritasverband e.V.

Vorstandsbereich Sozial- und Fachpolitik

PROF. DR. GEORG CREMER

Generalsekretär 

Kontakt: 

Dr. Thomas Becker, E-Mail: thomas.becker@caritas.de;

Dr. Birgit Fix, E-Mail: birgit.fix@caritas.de
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